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Kapitel 1: Einleitung

A. Einführung in die Problemstellung

Die Verfügbarkeit von elektrischer Energie ist Grundlage eines gedeihli‐
chen Zusammenlebens und Bedingung für die Funktionsfähigkeit moder‐
ner Volkswirtschaften. Dabei steht die Energiewirtschaft heute in einem
Spannungsfeld aus Energie-, Klima- und Umweltpolitik. Beginnend mit der
Förderung erneuerbarer Energien zum Ende des vergangenen Jahrhunderts
begann auf dem Erzeugungsmarkt ein Wandel von der Nutzung von Groß‐
kraftwerken hin zu einer dezentralen Einspeisung. Beschleunigt wurde die
Entwicklung durch den deutschen Atomausstieg zum Jahr 2023 nach der
Katastrophe von Fukushima. Gleichzeitig nahm vor dem Hintergrund der
Folgen des Klimawandels die Diskussion um die Abkehr von fossilen Ener‐
gieträgern an Fahrt auf. Der Kohleausstieg ist mit dem Kohleausstiegsgesetz
bis zum Jahr 2038 beschlossen. Damit ändert sich nicht nur der Strommix,
sondern es steigen auch die Herausforderungen für die Netzinfrastruktur.
Dezentrale Einspeisung erfordert deren zügigen Ausbau, gleichzeitig stel‐
len erneuerbare Energien fluktuierende Energiequellen dar, deren Standort
und Einspeisung im Wesentlichen von der Witterung abhängt und sich da‐
her nur bedingt steuern lässt. Resultat sind etwa in Starkwindphasen oder
bei Sonnenschein Netzengpässe aufgrund der hohen durchzuleitenden En‐
ergiemenge. Andererseits sind bei Windarmut und Bewölkung Phasen der
Energiearmut absehbar. Hinzu tritt in der BRD ein Nord-Süd-Gefälle aus
dem erzeugungsstarken Norddeutschland und einem hohen, industriege‐
triebenen Stromverbrauch im Süden des Landes, welches den weiteren
Ausbau der Netzinfrastruktur erforderlich macht.

Ein Novum in der Struktur der Energiewirtschaft stellt der verbreitete
Einsatz multifunktionaler Stromspeicher dar. Zwar werden bereits seit
Jahrzehnten Pumpspeicherkraftwerke, insbesondere zur Erbringung von
Primärregelleistung, eingesetzt. Sie führen aber aufgrund hoher Standort‐
anforderungen ein Nischendasein. Technologischer Fortschritt in der Bat‐
terietechnik oder der eng mit der Gasversorgung verbundenen Nutzung
von Power-to-Gas-Speichern eröffnen zunehmend neue Einsatzfelder in
einem wandelnden Marktumfeld. Die Herausforderungen der Energiewen‐
de machen ihren vermehrten Einsatz zum Ausgleich von Angebot und
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Nachfrage auf dem Strommarkt notwendig.1 So hat sich im Jahr 2020 die
Zahl der Stromspeicher in Deutschland auf mehr als 200.000 erhöht.2 Aus
regulatorischer Sicht stellen sich jedoch durch den verbreiteten Einsatz
von Stromspeichern zahlreiche Fragen. Stromspeicher können zum einen
Systemdienstleistungen wie Frequenz- und Spannungshaltung erbringen,
aber auch beim Versorgungswiederaufbau oder der System- und Betriebs‐
führung unterstützen.3 Aufgrund ihrer Vielseitigkeit gelten sie als idealer
Baustein bei der Flexibilisierung des Energiesystems.4 Damit tragen sie zur
Optimierung des Netzbetriebs, einer unterbrechungsfreien Energieversor‐
gung oder aber der Reduzierung des Netzausbaubedarfs bei.5 Zudem ist ihr
Einsatz im Bereich der klassischen Stromerzeugungs- und Vertriebsmärkte
zur Erwirtschaftung entsprechender Arbitragen denkbar.6

Ergebnis dieser Vielseitigkeit ist die Suche nach einem regulatorischen
Rahmen für multifunktionale Stromspeicher und ihrer Position innerhalb
der Wertschöpfungsstufen der Energiewirtschaft. Nur durch dauerhafte
Rechtssicherheit werden sich Investoren im Bereich der Stromspeicherung
finden und Unternehmen für deren Betrieb entstehen. Im Mittelpunkt
dieser Untersuchung steht die Frage, ob Netzbetreiber zum Kreis der In‐
vestoren gehören und sich an „Speichergesellschaften“ beteiligen können.
Bedenken sind angezeigt, denn Netzbetreibern kommt in der Energiewirt‐
schaft als klassischer Mittler zwischen Erzeugung und Vertrieb eine her‐
ausgehobene Rolle zu. Sie unterliegen strengen regulatorischen Vorgaben
und sollen, so weit wie möglich, von den Wettbewerbsbereichen der En‐
ergiewirtschaft ferngehalten werden. Es wird zu klären sein, ob eine ge‐
sellschaftsrechtliche Beteiligung mit den Vorgaben des europäischen und
nationalen Rechts in Einklang zu bringen ist oder sich hieraus Beteili‐

1 BMWi, Smart Energy made in Germany, 2014, S. 46 f.
2 BNetzA, Evaluierungsbericht zu bivalenten Stromspeichern gemäß Erneuerbare-Ener‐

gien-Gesetz, Dezember 2020, S. 5.
3 EFZN, Eignung von Speichertechnologien zum Erhalt der Systemsicherheit, 2013,

S. 9 f.; Haber in Böttcher/Nagel (Hrsg.), Batteriespeicher, S. 233 ff.; Agora, Stromspeicher
in der Energiewende, 2014, S. 4; Doetsch et al., Netzintegrierte Stromspeicher zur Inte‐
gration fluktuierender Energie – Technische Anforderungen, ökonomischer Nutzen,
reale Einsatzszenarien, 2011, S. 53 ff.

4 Dena, dena-NETZFLEXSTUDIE, 2017, S. 36 f.; Schwintowski, EWeRK 2015, 81, S. 90 ff.
5 Bundesamt für Energie BFE, Dezentrale Speicher für Netzbetreiber, 2017, S. 23 f.; En‐

ergieAgenturNRW, Energiespeicher in Nordrhein-Westfalen, 2016, S. 16 f.; EFZN, Batte‐
riespeicheranlagen im Multi-Purpose-Betrieb, 2016, S. 18.

6 Petersen/Timm in Böttcher/Nagel (Hrsg.), Batteriespeicher, S. 559 ff.; BVES/DIHK, Fak‐
tenpapier Energiespeicher, 2017, S. 21; EnergieAgenturNRW, Energiespeicher in Nord‐
rhein-Westfalen, 2016, S. 12.
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gungsgrenzen oder -verbote ergeben. Dabei sind sowohl die historischen
Entwicklungen des Energieregulierungsrechts als auch dessen Zielvorgaben
vor dem Hintergrund der Energiewende zu beleuchten.

I. Elektrizitätsmarkt und Regulierung

1. Zielvorgaben der Elektrizitätsversorgung

Das Ziel des Energierechts ist es seit jeher, den technischen und ökono‐
mischen Herausforderungen in der Energiewirtschaft einen Rahmen zu
geben. Mit dem Energierecht verfolgen sowohl der europäische als auch
der nationale Gesetzgeber Gemeinwohlzwecke, wie sie besonders in Art. 1
RL (EU) 2019/9447 und § 1 Abs. 1 EnWG deutlich werden. Es lässt sich
heutzutage von einem Zweckhexagon sprechen.8 Dieses sieht eine sichere,
preisgünstige, verbraucherfreundliche, effiziente und umweltverträgliche
leitungsgebundene Versorgung der Allgemeinheit vor, welche zunehmend
auf erneuerbaren Energien beruht. Verfassungsrechtlich fußen diese Ge‐
setzeszwecke auf dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG. Die Ener‐
gieversorgung zählt als „öffentliche Aufgabe von größter Bedeutung“ zur
Daseinsvorsorge9, in deren Zusammenhang die Sicherheit und Preisgüns‐
tigkeit der Energieversorgung zu sehen ist10. Neben der Gemeinwohlorien‐
tierung steht die Effizienz der Wettbewerbsordnung, wie sie auch in § 1
Abs. 2 EnWG zum Ausdruck kommt und auf europäischer Ebene durch
das Prinzip des unverfälschten und effektiven Wettbewerbs gemäß Art. 119,
120 AEUV festgeschrieben ist. Wettbewerbs- und Gemeinwohlorientierung
ergänzen sich, indem Effizienz zugleich Gemeinwohlinteressen, wie etwa
die Preisgünstigkeit, befördert.11 An den sechs Zweckrichtungen des Geset‐
zes orientieren sich die diversen Regelungen des EnWG. Der Versorgungs‐
sicherheit widmen sich die §§ 4 ff., 11 ff. und 49 ff. EnWG. Die Preisgünstig‐

7 Zur Preisgünstigkeit ebenso Erwägungsgrund 2 VO (EU) 2019/943; zur Umweltver‐
träglichkeit Erwägungsgrund 2 sowie Art. 1 RL (EU) 2018/2001; zur Effizienz Art. 1
RL 2012/27/EU.

8 Säcker in Säcker (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, § 1 EnWG, Rn. 2.
9 BVerfGE 66, 248, S. 253; BVerfG, Beschluss vom 16.05.1989 – 1 BvR 705/88; Münch/

Kunig (Hrsg.), Grundgesetz, Art. 20, Rn. 87.
10 Lepsius in Fehling/Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, S. 1060, Rn. 15.
11 Kühling in Mohr (Hrsg.), Energierecht im Wandel, S. 109; Lepsius in Fehling/Ruf‐

fert (Hrsg.), Regulierungsrecht, S. 1060, Rn. 15; Monopolkommission, Strom und Gas
2007: Wettbewerbsdefizite und zögerliche Regulierung, S. 37.
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keit wird durch die Vorgaben der Entflechtung gemäß §§ 6 ff. EnWG sowie
die Netzanschluss- und Zugangsregulierung der §§ 17 bis 28i EnWG sicher‐
gestellt. Verbraucherschutzregelungen finden sich in den §§ 36 ff. EnWG,
während die Umweltverträglichkeit in speziellen Umweltschutzgesetzen
wie dem EEG, KWKG oder dem EEWärmeG geregelt wird.12

2. Netze als natürliche Monopole

Energie ist in § 3 Nr. 14 EnWG definiert als Elektrizität, Gas oder Wasser‐
stoff, soweit sie zur leitungsgebundenen Energieversorgung verwendet wer‐
den. Charakteristisch für Strom ist also seine Leitungsgebundenheit, sodass
den Netzen eine überragende Bedeutung für die Versorgung zukommt.
Dabei ist elektrische Energie, ohne die Hinzunahme von Stromspeichern,
kaum direkt speicherbar.13 Folge hiervon ist, dass Erzeugung und Ver‐
brauch nahezu zeitgleich zu erfolgen haben, mithin sich das Angebot an der
Nachfrage orientiert.14 Netze stehen somit im Mittelpunkt der drei Wert‐
schöpfungsstufen des Elektrizitätssektors, welche sich grob in Erzeugung,
Netz und Vertrieb unterteilen lassen.15 Während Erzeugung und Vertrieb
als lebendige und wettbewerbsgetriebene Märkte bezeichnet werden kön‐
nen, ist das bei Netzen nicht der Fall, was gesamtwirtschaftlich einige Pro‐
bleme bereitet.16 Aus ökonomischer Sicht führen wettbewerbliche Märkte
bei vollkommener Konkurrenz nämlich zu einem optimalen Gleichgewicht
zwischen Angebot und Nachfrage.17 Wenn allerdings nur eine begrenzte
Anzahl oder ein einziges Unternehmen in einem Marktsegment agiert,
führt dies zu Marktunvollkommenheit. Das monopolistische Unternehmen
wird im Bewusstsein seiner marktmächtigen Stellung den Marktpreis oder
die Angebotsmenge unter Beachtung der nachfrageseitigen Preiselastizität

12 Zur Gesetzessystematik Säcker in Säcker (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energie‐
recht, § 1 EnWG, Rn. 4.

13 Kühling/Rasbach/Busch, S. 35, Rn. 40 f.
14 Theobald in Schneider/Theobald (Hrsg.), Recht der Energiewirtschaft, S. 3, Rn. 1;

Kühling/Rasbach/Busch, S. 36, Rn. 45.
15 Böwing/Nissen, ET 2004, 712, S. 712; Kühling/Rasbach/Busch, S. 19, Rn. 8; vertie‐

fend zu den Wertschöpfungsstufen nach der Liberalisierung des Strommarktes
Godde, S. 33 f. sowie Spicker in Schwintowski/Berlinghof/Freiwald/Fried/Härle/Pil‐
gram/Scholz/Schuler/Specht/Spicker (Hrsg.), Handbuch Energiehandel, S. 15, Rn. 7 ff.

16 Knieps in Knieps/Brunekreeft (Hrsg.), Zwischen Regulierung und Wettbewerb, S. 135 f.
17 Knieps, S. 7; Bettzüge/Kersting in Baur/Salje/Schmidt-Preuß (Hrsg.), Regulierung in

der Energiewirtschaft, S. 57, Rn. 6 f.
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so setzen, dass die Unternehmensgewinne maximiert werden.18 In einem
solchen von Monopolen geprägten Marktumfeld liegt kaum bis gar kein
Wettbewerb vor.19 Netze stellen dabei einen Spezialfall dar. Es handelt
sich um sogenannte natürliche Monopole.20 Diese zeichnen sich dadurch
aus, dass ein einziger Anbieter den relevanten Markt stets zu geringeren
Kosten bedienen kann, als es mehrere Anbieter könnten.21 Grund sind
Größen-, Bündelungs- und Verbundvorteile, aus denen sich die für natürli‐
che Monopole typische Subadditivität der Kostenfunktion ergibt.22 Netzin‐
dustrien weisen einen großen Fixkostenanteil auf, welcher zu Skaleneffek‐
ten führt. Hinzu kommen hohe Investitionskosten, welche aufgrund ihrer
Langfristigkeit, örtlichen Gebundenheit und in Ermangelung alternativer
Verwendungsmöglichkeiten sehr spezifisch und damit zu einem Großteil
irreversibel sind.23 Dabei gilt zu bedenken, dass Energienetze wesentliche
Einrichtungen im Sinne der „Essential Facilities Doctrine“24 darstellen,
welche für die Versorgung des Marktes zwingend notwendig sind.25 Sie
werden daher auch als monopolistische Bottlenecks bezeichnet, da sie un‐
verzichtbar, jedoch volkswirtschaftlich nicht sinnvoll duplizierbar sind.26

Die wettbewerbspolitischen Problematiken des natürlichen Monopols sind
die typischen Gefahren von Wohlfahrtsverlusten aufgrund von überhöh‐

18 Knieps, S. 7, 21; Bettzüge/Kersting in Baur/Salje/Schmidt-Preuß (Hrsg.), Regulierung
in der Energiewirtschaft, S. 57, Rn. 6 f.

19 Knieps, S. 21 ff.
20 ganz h.M., siehe u.a. Hölscher in Britz/Hellermann/Hermes/Arndt (Hrsg.), EnWG,

§ 6, Rn. 10; Bausch, ZNER 2004, 332, S. 334; Bettzüge/Kersting in Baur/Salje/
Schmidt-Preuß (Hrsg.), Regulierung in der Energiewirtschaft, S. 57, Rn. 7; Theobald,
WuW 2000, 231, S. 234; ausführlich Knieps, S. 21 ff.

21 Windisch in Windisch (Hrsg.), Privatisierung natürlicher Monopole im Bereich von
Bahn, Post und Telekommunikation, S. 41.

22 Bettzüge/Kersting in Baur/Salje/Schmidt-Preuß (Hrsg.), Regulierung in der Energie‐
wirtschaft, S. 57 Rn. 7; Theobald, WuW 2000, 231, S. 234.

23 Sogenannte „sunk costs“: Bettzüge/Kersting in Baur/Salje/Schmidt-Preuß (Hrsg.),
Regulierung in der Energiewirtschaft, S. 57, Rn. 7.

24 EuGH, Urteil vom 06.04.1995 – C-241/91 P und C-242/91 P – RTE und ITP/Kommis‐
sion, Rn. 54 f.

25 Knieps in Knieps/Brunekreeft (Hrsg.), Zwischen Regulierung und Wettbewerb, S. 19;
Leschke in Fehling/Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, S. 317, Rn. 99; Säcker/Boesche
in Säcker (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energierecht, § 17 EnWG, Rn. 1; Bett‐
züge/Kersting in Baur/Salje/Schmidt-Preuß (Hrsg.), Regulierung in der Energiewirt‐
schaft, S. 57, Rn. 8.

26 Knieps; S. 103; Säcker/Boesche in Säcker (Hrsg.), Berliner Kommentar zum Energie‐
recht, § 17 EnWG, Rn. 1; Kühling/Rasbach/Busch, S. 141, Rn. 8; Eekhoff/Jänsch in
Baur/Salje/Schmidt-Preuß (Hrsg.), Regulierung in der Energiewirtschaft, S. 14, Rn. 9.
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ten Preisen oder aber sonstige Formen des Marktmachtmissbrauchs.27 Ver‐
schärfend kommt hinzu, dass Netzwirtschaften zwischen den Marktstufen
einen erheblichen Grad an Interdependenzen aufweisen.28 So ist besonders
der deutsche Strommarkt durch einen hohen Anteil vertikaler Integration
geprägt.29 Vertikal integrierte Unternehmen sind, wie die dazugehörige
Begriffsbestimmung des § 3 Nr. 38 EnWG30 zeigt, sowohl im Netzbereich
als auch in den vor- und nachgelagerten Märkten der Erzeugung und des
Vertriebs tätig. Die Schlüsselposition in der Wertschöpfungskette versetzt
den Netzbetreiber in die Lage, seine Dominanz auf die vor- oder nachgela‐
gerte Stufe auszudehnen und dort Konkurrenten zu behindern oder zu ver‐
drängen. Diese Marktmachtverlagerung auf verbundene Märkte wird auch
Hebel- beziehungsweise Leverage-Effekt genannt.31 Die Möglichkeiten der
Diskriminierung von Wettbewerbern sind dabei vielschichtig. Grob kann
in preisliche und nicht-preisliche Diskriminierung unterschieden werden.32

Im Extremfall kommt es zu einer sogenannten „vertical foreclosure“, also
einer Verweigerung des Zugangs zum Netz als wesentliche Einrichtung.33

Denkbar ist ebenso die Zugangsgewährung minderer Qualität.34 In Rich‐
tung einer preislichen Diskriminierung können etwa prohibitive Entgelte
verlangt werden, die der Maximierung der eigenen Gewinne dienen. Eben‐
so ist eine Preisdifferenzierung zwischen eigenen Unternehmensteilen und
Dritten möglich, welche letztere de facto vom Markt ausschließt. Gleich‐
sam ist der Monopolist in der Lage, seine im Netzbereich erwirtschaftete
Monopolrendite zugunsten der Wettbewerbssparten einzusetzen, wodurch
diese ihre Leistung zu einem günstigeren Preis anbieten können als ihre
Konkurrenten.35 Von nicht minderer Relevanz sind ferner Informationsvor‐
sprünge, über die der natürliche Monopolist in Folge seiner Schlüsselrolle

27 Bausch, ZNER 2004, 332, S. 334.
28 Kühling, S. 53.
29 Bausch, ZNER 2004, 332, S. 334; Kruse in Kruse (Hrsg.), Wettbewerbspolitik im

Spannungsfeld nationaler und internationaler Kartellrechtsordnungen, S. 247.
30 Auf europäischer Ebene Art. 2 Nr. 53 RL (EU) 2019/944.
31 Kruse in Kruse (Hrsg.), Wettbewerbspolitik im Spannungsfeld nationaler und inter‐

nationaler Kartellrechtsordnungen, S. 248; Schwintowski, WuW 1999, 842, S. 853;
Brunekreeft in Knieps/Brunekreeft (Hrsg.), Zwischen Regulierung und Wettbewerb,
S. 29.

32 Bettzüge/Kersting in Baur/Salje/Schmidt-Preuß (Hrsg.), Regulierung in der Energie‐
wirtschaft, S. 59, Rn. 13; ebenso BT-Drs. 15/3917, S. 51.

33 Knieps, S. 102.
34 Knieps, S. 102.
35 Knieps, S. 43 f.
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zwangsläufig verfügt. Ausgehend von der Theorie der vollkommenen Kon‐
kurrenz36 ist die Zugrundlegung vollständiger Informationen sowohl auf
Angebots- als auch Nachfrageseite für einen funktionierenden Wettbewerb
unerlässlich.37 In Abweichung dazu sind vertikal integrierte Netzbetreiber
in der Lage, qualitative oder zeitliche Informationsvorsprünge zugunsten
ihrer Erzeugungs- und Vertriebssparte einzusetzen und Konkurrenten so
auszubooten.38

3. Das Erfordernis von Regulierung

Regulierung kommt die Aufgabe zu, das zuvor beschriebene Zugangspro‐
blem zu lösen.39 Mangels Duplizierbarkeit der Leitungsnetze ist es nicht
möglich, einen Wettbewerb im Netzbereich herzustellen. Hiervon ausge‐
hend hat sich in der Wirtschaftstheorie das, unter anderem von den
US-amerikanischen Ökonomen Baumol, Panzar und Willig entwickelte,
Modell des sogenannten „contestable market“ herausgebildet. Nach der
hier gewählten Übersetzung der „Bestreitbarkeit“ basiert die Theorie auf
der Annahme, statt eines Wettbewerbs „im Markt“ einen Wettbewerb „um
den Markt“ zu etablieren. Im Mittelpunkt stehen die Markteintritts- und
Marktaustrittsbedingungen potentieller Wettbewerber. Es gilt theoretisch
zu ermitteln, unter welchen Voraussetzungen ein Monopolist derart diszi‐
pliniert wird, dass ungeachtet der Größen-, Bündelungs- und Verbundvor‐
teile weder Spielräume für eine ineffiziente Leistungsbereitstellung noch
für überdurchschnittliche Gewinne im Sinne einer Monopolrendite beste‐
hen.40 Erst dann wird ein wirtschaftlich rational kalkulierender Konkurrent
den Marktzutritt wagen, da ihm diese Voraussetzungen eine realistische
Gewinnerwartung gewähren.41 Der Wettbewerb um den Markt wird er‐
möglicht, indem Regulierung im Wesentlichen mit der Hypothese eines
„als-ob-Wettbewerbs“ arbeitet, an der sich die staatlichen Markteingriffe

36 Knieps, S. 7 f.
37 Rauch, S. 16; Leschke in Fehling/Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, S. 303 ff.
38 BT-Drs. 15/3917, S. 51; Beisheim, EW 2003, 22, S. 22; Bettzüge/Kersting in Baur/Salje/

Schmidt-Preuß (Hrsg.), Regulierung in der Energiewirtschaft, S. 59, Rn. 13.
39 Britz in Fehling/Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, S. 433, Rn. 1; Schmidt-Preuß in

Bauer/Kahl (Hrsg.), Wirtschaft im offenen Verfassungsstaat, S. 548 f.; Kühling, S. 164.
40 Windisch in Windisch (Hrsg.), Privatisierung natürlicher Monopole im Bereich von

Bahn, Post und Telekommunikation, S. 58; Knieps in Knieps/Brunekreeft (Hrsg.),
Zwischen Regulierung und Wettbewerb, S. 11.

41 Knieps in Knieps/Brunekreeft (Hrsg.), Zwischen Regulierung und Wettbewerb, S. 11.
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orientieren.42 Methodisch handelt es sich um ein System von Regeln,
welche die verschiedenen Aktionsparameter des Monopolisten, wie etwa
Preise, Erlöse oder die Qualität des Angebots und damit die Entscheidungs‐
spielräume einschränken. Anders als im von ex-post Aufsicht geprägten all‐
gemeinen Wettbewerbsrecht greift Regulierung aus ex-ante Perspektive. Sie
schafft also erst den Rahmen für dauerhaften Wettbewerb und dient dessen
Institutionalisierung.43 Ihr Ziel ist es, die gesamtwirtschaftliche Wohlfahrt
zu maximieren und gleichzeitig die Interessen auf Angebots- und Nachfra‐
geseite zu berücksichtigen.44 So muss Regulierung auf der einen Seite die
Konsumenten vor dem freien Spiel des Monopols schützen, auf der ande‐
ren Seite den Netzbetrieb unternehmerisch attraktiv halten.45 Nur mittels
einer sorgfältigen Abwägung bestehen volkswirtschaftlich dringend benö‐
tigte Anreize für Investitionen und Netzausbau, sodass sich Wettbewerbs-
und Gemeinwohlorientierung ergänzen.46

II. Instrumente der Regulierung

Als zentrale Instrumente zur regulatorischen Wettbewerbsförderung gilt
eine Trias aus Zugangs-, Entgelt- und Desintegrationsregulierung.47 Dabei
ist zu differenzieren. Die diskriminierungsfreie Gewährung von Netzan‐
schluss und -zugang bilden gemeinhin das Herzstück der Regulierung von
wettbewerblich zu organisierenden Netzwirtschaften im Verhältnis zu ihren
Nutzern.48 Der physische Anschluss an das Netz ist schlichte Voraussetzung
für die Nutzung der wesentlichen Einrichtung „Netz“. Notwendigerweise
ergänzt wird diese um die Preisregulierung.49 Nur durch Verhinderung

42 Windisch in Windisch (Hrsg.), Privatisierung natürlicher Monopole im Bereich von
Bahn, Post und Telekommunikation, S. 77; Kühling/Rasbach/Busch, S. 118, Rn. 21.

43 Donges/Schmidt in Picot (Hrsg.), 10 Jahre wettbewerbsorientierte Regulierung von
Netzindustrien in Deutschland, S. 49 f.

44 Bettzüge/Kersting in Baur/Salje/Schmidt-Preuß (Hrsg.), Regulierung in der Energie‐
wirtschaft, S. 61, Rn. 17.

45 Zur Abwägungsentscheidung des Gesetzgebers anschaulich BT-Drs. 343/11, S. 145;
Bettzüge/Kersting in Baur/Salje/Schmidt-Preuß (Hrsg.), Regulierung in der Energie‐
wirtschaft, S. 61, Rn. 17.

46 Lepsius in Fehling/Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, S. 1060, Rn. 15; Monopolkom‐
mission, Strom und Gas 2007: Wettbewerbsdefizite und zögerliche Regulierung, S. 37.

47 Kühling, S. 2.
48 Kühling, S. 182; Brunner, S. 76 f.; Büdenbender, RdE 1999, 1, S. 6.
49 Kühling, S. 284.
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prohibitiver Entgelte gelingt der Marktzutritt eines Zugangspetenten. Die
Netzentgeltregulierung allein vermag jedoch nach überwiegender Auffas‐
sung das Problem der netzzugangsbezogenen Wettbewerbsverzerrung bei
vertikal integrierten Energieversorgungsunternehmen nicht hinreichend
zu lösen.50 Vielmehr ist in Ergänzung eine vertikale Desintegration von‐
nöten. Als Gründe lassen sich hierfür insbesondere verbleibende Anreize
zur Preisdiskriminierung und Informationsasymmetrien zwischen Unter‐
nehmen und der Regulierungsbehörde anführen.51 Normativ orientiert sich
dieses regulatorische Instrumentarium an den vorgenannten Regelungs‐
zwecken des Art. 1 RL (EU) 2019/944 sowie des § 1 Abs. 1 EnWG als
nationale Umsetzung. Um diese Zwecke zu erreichen, werden durch den
Gesetzgeber Handlungsziele bei der Regulierung der Energienetze formu‐
liert. Gemäß § 1 Abs. 2 EnWG dient die Regulierung der Elektrizitäts- und
Gasversorgungsnetze der Sicherstellung eines wirksamen und unverfälsch‐
ten Wettbewerbs bei der Energieversorgung sowie der Sicherung eines
langfristig angelegten, leistungsfähigen und zuverlässigen Betriebs von En‐
ergieversorgungsnetzen. Deutlich wird eine zweifache Zielsetzung bei der
Regulierung der Elektrizitätsnetze. Zum einen geht es um Wettbewerbs-,
zum anderen um Infrastruktursicherung.52 Letztere korrespondiert mit der
Versorgungssicherheit als sozialstaatliche Aufgabe der Daseinsvorsorge. Die
Daseinsvorsorge steht wiederum in einer Wechselbeziehung zur Effizienz
des Wettbewerbs. Ergebnis ist die vom Gesetzgeber angestrebte Sicherstel‐
lung und Gewährleistung wettbewerblicher Strukturen.53 Ihre Wahrung
ist somit Teil des in § 2 EnWG formulierten Aufrufs gegenüber den Ener‐
gieversorgungsunternehmen.54 Sie sind im Rahmen der Vorschriften des
EnWG zu einer Versorgung im Sinne des Gemeinwohls nach § 1 verpflich‐
tet.55 Diese Verpflichtung ist jedoch weniger als Generalklausel, denn viel‐

50 Kühling, S. 337; Britz in Fehling/Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, S. 453, Rn. 46;
anders mit Bezug auf überhöhte Entgelte und Quersubventionen Kleinwächter, S. 98;
Brunekreeft/Meyer in Knieps (Hrsg.), Fallstudien zur Netzökonomie, S. 183.

51 Theobald/Hummel, ZNER 2003, 176, S. 181 f.; Poullie, S. 81 f.; Storr in Baur/Salje/
Schmidt-Preuß (Hrsg.), Regulierung in der Energiewirtschaft, S. 1289, Rn. 2; Röh‐
richt/Cebulla, Versorgungswirtschaft 1999, 5, S. 7.

52 Britz in Fehling/Ruffert (Hrsg.), Regulierungsrecht, S. 436, Rn. 7.
53 Ludwigs in Elspas/Grassmann/Rasbach/Ahnsehl (Hrsg.), EnWG, § 1, Rn. 47 f.
54 Salje (Hrsg.), Energiewirtschaftsgesetz, § 2, Rn. 9.
55 Kment in Kment/Albrecht/Franke/Gerstner (Hrsg.), Energiewirtschaftsgesetz, § 2,
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